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Die EU steht vor einer weitreichenden Entscheidung im Zuschnitt ihrer Klimapolitik: 
Am 2.2.2014 wird im Europäischen Parlament darüber abgestimmt, ob Emissionen 
aus ihrem internationalen Flugverkehr künftig nicht mehr im Europäischen Emissions-
handelssystem (EU ETS) berücksichtigt werden sollen. Damit steht ein ambitioniertes 
Gesetz der EU auf dem Spiel, nach dem ab 2012 Emissionen aus dem internationalen 
Flugverkehr vollständig in den ETS einbezogen wurden.

Mit diesem Gesetz wurde die EU ihrer klimapolitischen Vorreiterrolle gerecht, da 
damit endlich das klimaschädlichste Massenverkehrsmittel adressiert wurde; zudem 
machte sie an diesem Beispiel ihren globalen Mitgestaltungsanspruch deutlich, weil 
ihre innovative Regelung auch Flugstrecken außerhalb des europäischen Territoriums 
erfasst.

Auf massiven Druck anderer Weltmächte wurde das Gesetz jedoch für ein Jahr aus-
gesetzt und im Anschluss ein Änderungsantrag dahingehend verabschiedet, dass 
lediglich Rechte für Emissionen »über dem eigenen Luftraum« eingefordert werden 
sollen. Wird dieser deutlich weniger ambitionierte Vorschlag angenommen, wäre 
nichts gewonnen, denn der Konflikt wäre nicht beigelegt. Stattdessen würde die EU 
ihre klimapolitische Vorreiterrolle aufgeben und sich mit dem Status einer Provinz-
macht zufriedengeben.
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Rolle rückwärts im Klimaschutz? 
EU vor weitreichender Entscheidung im Luftverkehr
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Die Europäische Union steht in den nächsten Wochen 
vor einer Grundsatzentscheidung, die weitreichende 
Konsequenzen für die künftige Rolle der EU in der inter-
nationalen Klimapolitik haben wird. Vordergründig geht 
es um die Frage, ob Emissionen aus dem internationalen 
Flugverkehr der EU, die etwa ein Drittel der Emissionen 
des gesamten internationalen Flugverkehrs ausmachen, 
im Europäischen Emissionshandelssystem (EU ETS) ein-
bezogen bleiben sollen oder nicht. Doch es steckt noch 
mehr dahinter: Die USA, im Verbund mit China, Russ-
land und anderen Staaten, wollen verhindern, dass die 
EU Rechtsregeln mit extraterritorialer Wirkung erlässt. 

Die anstehende Entscheidung gilt als Präzedenzfall, was 
auch den sehr grundsätzlichen Widerstand erklärt, auf 
den die ursprüngliche Gesetzgebung bei den Weltmäch-
ten gestoßen ist. Sie hat zum einen erhebliche Bedeutung 
für die Bemühungen der europäischen Staatengemein-
schaft, den Verkehr in der Luft und zur See auch außer-
halb nationaler Hoheitsgebiete in Klimaschutzpflichten 
einzubinden; und zum anderen wird damit über die 
Frage entschieden, ob die EU ihrer klimapolitischen Vor-
reiterrolle nicht nur in Ankündigungen, sondern auch 
durch entschiedenes Handeln gerecht wird, oder anders 
formuliert: Sie hat wie ein Tiger gebrüllt, nun wird sich 
herausstellen, ob sie auch springen kann.

Luftfahrzeuge sind das klimaschädlichste Massen-
verkehrsmittel, zudem das mit der größten Wachs-
tumsdynamik – dennoch ist es bisher nicht gelungen, 
zufriedenstellende Regulierungsmechanismen auf UN-
Ebene zu etablieren. Sollte es die EU schaffen, ihre am-
bitionierte Gesetzgebung zu verteidigen, würde dies 
immerhin ein Drittel des internationalen Luftverkehrs be-
treffen. Ein solcher Beschluss kann zudem die Entschei-
dungsprozesse auf multilateraler Ebene vorantreiben, 
auch die ausstehenden zwei Drittel in Verpflichtungen 
zum Klimaschutz einzubinden. Zugleich würde die EU 
ihrem Anspruch als Regionalmacht mit globaler Verant-
wortung gerecht werden. Momentan sieht es jedoch 
eher danach aus, als würde die EU unter dem Druck 
anderer Weltmächte wie China, Russland oder den USA 
einknicken und damit die Glaubwürdigkeit ihres gesam-
ten klimaaußenpolitischen Ansatzes aufgeben. Würde 
dies eintreten, wäre der letzte Schimmer von Hoffnung 
auf Lösungen ohne globalen Konsens zerstoben – dann 
bliebe nur noch abzuwarten, was die wirklichen Welt-
mächte, USA und China, aus innenpolitischen Motiven 
wollen.

Während der nationale Flugverkehr der Industriestaa-
ten im Kyoto-Protokoll zur Klimarahmenkonvention der 
Vereinten Nationen (UNFCCC) geregelt ist, blieb der 
internationale Flugverkehr mit dem Beschluss des Kyo-
to-Protokolls im Jahre 1997 ungeregelt: Die EU ist, wie 
andere Industriestaaten auch, lediglich dazu verpflichtet, 
ihre nationalen Emissionen im Luftverkehr zu begren-
zen. Der internationale Flugverkehr wurde der Interna-
tionalen Zivilluftfahrt-Organisation (ICAO) zur Regelung 
überwiesen – diese hat jedoch im Zeitraum von 1997 
bis 2008 keine Direktive erlassen. Über die Gründe mag 
man spekulieren, aber dass die ICAO und ihre nationa-
len Vertreter aus den Verkehrsministerien der Mitglied-
staaten sich eher als Exponenten der Interessen ihrer 
Branche denn als Vertreter des Gemeinwohls sehen, ist 
kein Geheimnis. Das ist bedenklich und unfair zugleich, 
weil die steigenden Emissionen im Flugverkehrssektor 
Klimaschutzerfolge in anderen Wirtschaftsbereichen 
zunichtemachen. Zudem gibt es keinen guten Grund 
für eine Privilegierung der Luftfahrt gegenüber anderen 
Branchen. 

Doch auch die Regelung des nationalen Luftverkehrs 
im Kyoto-Protokoll sorgte für Ungereimtheiten, da 
sie die EU ungerechtfertigt privilegiert hatte. Die Eu-
ropäische Union ist zwar eine Vertragspartei der Kli-
marahmenkonvention, jedoch als »Staatenbund« kein 
Nationalstaat. Folglich ist der »nationale Flugverkehr« 
der EU lediglich die Summe des nationalen Flugverkehrs 
der Mitgliedstaaten der EU, also Flügen innerhalb der 
Mitgliedstaaten. Die sogenannten »Intra-EU-Flüge« –  
grenzüberschreitende Flüge zwischen Mitgliedstaaten –  
werden nicht als »nationaler Flugverkehr« der EU ge-
zählt, sondern sind Teil des internationalen Flugverkehrs 
(der EU). Diese staatsrechtlich spitzfindige Unterschei-
dung haben die EU-Instanzen bislang dazu genutzt, die 
Emissionen aus Intra-EU-Flügen aus den selbstverpflich-
tenden Zielvorgaben der EU auszuschließen. Gegen-
über anderen Kyoto-Vertragsstaaten führt das zu einer 
asymmetrischen Situation: So werden im »Bundesstaat« 
USA Fernflüge von der Ost- zur Westküste als nationaler 
Flugverkehr gewertet, während in der EU selbst Kurz-
flüge, etwa über den Kanal von London nach Paris, als 
»internationaler Luftverkehr« gelten und deshalb nicht 
den Begrenzungsverpflichtungen der EU gemäß Kyoto-
Protokoll zugerechnet werden.

Hintergrund: Die Integration des internationalen 
Luftverkehrs in den europäischen Emissionshandel 
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Spätestens wenn sich die USA an einem multilateralen 
Klimaregime beteiligen sollen, ist diese sachlich nicht ge-
rechtfertigte Unterscheidung nicht mehr zu halten. Noch 
vor der Klimakonferenz in Kopenhagen 2009, die sich 
als enttäuschender Tiefpunkt bisheriger Klimadiploma-
tie erwies, ergriff die EU 2005 deshalb die Initiative. In 
deren Folge verständigte sich die EU im Jahre 2008 auf 
ein Gesetz, nach dem ab dem 1.1.2012 für die gesamten 
CO2-Emissionen jeglichen Flugs, der auf EU-Territorium 
startet oder landet, Emissionsrechte abzugeben sind – 
die Regelung galt für Intra-EU- wie für Extra-EU-Flüge in 
gleicher Weise. Die Emissionsrechte werden von der EU 
vergeben, leider nur zu einem geringen Teil gegen Geld; 
mehr als 80 Prozent werden an die Airlines verschenkt, 
die bereits damit begonnen haben, Emissionsrechte 
einzupreisen und Sondergewinne abzuschöpfen – hier 
hat sich die Politik einmal mehr unangemessen einseitig 
großzügig im Umgang mit öffentlichen Geldern verhal-
ten. Bei den in der Konzeptionsphase (2008) erwarte-
ten CO2-Preisen ging es – für den Zeitraum von 2012 bis 
2020 – um immerhin rund 14 Milliarden Euro Restbetrag 
für die Kassen der EU und ihrer Mitgliedstaaten. Die Ein-
beziehung des internationalen Luftverkehrs sollte nach 
dem Konzept zudem dazu beitragen, den EU-Emissions-
handel, der chronisch an einem Überangebot an Rech-
ten leidet, zu stabilisieren.1 Darüber hinaus formulierte 
das Gesetz ein Angebot an kooperationswillige Staaten 
im besten außenpolitischen Geist: Staaten, die ihren 
Flugverkehr nach den ambitionierten klimapolitischen 
Vorgaben der EU regeln, wird die Hälfte der Vollmacht 
zur Rechtevergabe – für eine Flugrichtung – und damit 
die Hälfte der Einkünfte überlassen.

Mit diesem Ansatz hatte die EU zumindest für ihren Teil 
eine zentrale Lücke des globalen UN-Herrschaftssystems 
geschlossen. Die UN ist eine aufsummierte Herrschaft 
von Territorialstaaten und lässt den Luftraum über den 
Meeren, also zwei Drittel (!) der Erdoberfläche, zwangs-
läufig ohne Herrschaft. Der Vorstoß war zudem so kon-
struiert, dass er nicht nur Privilegierungen innerhalb der 
EU ein Ende bereitete, sondern auch auf Ebene der ICAO 
Bewegung in die Szene, die in Interessenkonflikte ver-
strickt ist, brachte.

1. Die Ursachen liegen neben den zu niedrig angesetzten Kyoto-Zielen 
darin, dass einigen Staaten mehr Emissionsrechte zugebilligt wurden, als 
diese benötigten, was durch die Finanzkrise noch verstärkt wurde. Hin-
zu kommt, dass aufgrund des Clean-Development-Mechanismus (CDM) 
Emissionsrechte aus Projekten in Entwicklungsländern in großer Zahl an-
gerechnet werden konnten. 

Der gesamte Ansatz zeigt in diversen Facetten einen An-
spruch der Europäischen Union auf globale (Mit-)Gestal-
tung. Demselben Muster folgte die EU auch in anderen 
klimapolitischen Handlungsfeldern: So plante sie, nach 
allfälligem Erfolg des Luftfahrtvorstoßes, Vergleichba-
res für den internationalen Schiffsverkehr mit seinen 
Treibhausgasemissionen auf Hoher See.2 Auch mit der 
Regelung für importierte Kraftstoffe aus Biomasse bzw. 
Teersanden im Rahmen des 20-20-20-Pakets 2009 ver-
fügte die EU Maßgaben, die nicht auf ihrem Territorium, 
sondern auf dem von Drittstaaten, denen die EU durch 
Handelsströme verbunden ist, umzusetzen sind.

Der Widerstand der Co-Weltmächte

Gegen das Flaggschiffprojekt der EU, die Integration 
ihres internationalen Flugverkehrs in ihren ETS, entwi-
ckelte sich Widerstand, zunächst sehr allmählich und 
korrekt rechtsförmig. Zuerst riefen die Airlines der USA 
den Europäischen Gerichtshof (EuGH) an. Dieser be-
stätigte nach Prüfung sämtlicher Grundlagen internati-
onalen Rechts – Chicago Convention (ICAO), UNFCCC 
und allgemeines Völkerrecht – am 21.12.2011 jedoch die 
Rechtmäßigkeit der in Kraft getretenen europäischen 
Regelung in allen Feldern. Erst zu Beginn des Jahres 
2012, als die Maßnahmen für den Start des EU-Systems 
bereits angelaufen waren, stieg die Politik ein: Die USA 
bildeten eine Koalition mit China, Russland, Indien und 
Südafrika mit dem Ziel, den unilateralen extraterritoria-
len Zugriff der Europäer zu verhindern. Die Mitglieder 
dieser Widerstandsgruppe ignorierten jegliches Recht 
und sahen auch davon ab, internationale Streitschlich-
tungsforen in Anspruch zu nehmen. Stattdessen griffen 
sie zu nationalen »Gegen«-Maßnahmen und gingen da-

2.	Die EU ist gegenwärtig dabei, das Feld des internationalen Schiffsver-
kehrs klimarechtlich aufzubereiten, zunächst mit einem Ansatz beim Be-
richterstattungswesen. Dort finden sich sämtliche Elemente des extrater-
ritorialen Ausgreifens, von denen sich die EU bei der Luftfahrt aufgrund 
der Widersprüche von Drittstaaten gerade wieder abwenden will. Der 
Gesetzgebungsvorschlag der EU-Kommission statuiert: 
Art. 1: »This Regulation lays down rules for the accurate monitoring, 
reporting and verification of carbon dioxide (CO2) emissions ... from ships 
arriving at, within or departing from ports under the jurisdiction of a 
Member State ...«
Art. 2 (1): »This Regulation applies to ships above 5000 gross tons in 
respect of emissions released during their voyages from the last port of 
call to a port under the jurisdiction of a Member State and from a port 
under the jurisdiction of a Member State to their next port of call, as well 
as within ports under the jurisdiction of a Member State.« 
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mit in die pure Konfrontation.3 Die USA verabschiedeten 
das Gesetz European Union Emissions Trading Scheme 
Prohibition Act, China drohte damit, Airbus-Aufträge zu 
stornieren – was es nicht explizit tat, weil dies offenkun-
dig ein Rechtsverstoß gewesen wäre – und die Medien 
beschworen, befeuert von den Luftfahrtunternehmen, 
einen drohenden Handelskrieg. Und das vermutlich zu 
Recht.

Dieser Druck zeigte Wirkung: Am 12.11.2012 beschloss 
die EU-Kommission, einen Gesetzesvorschlag einzu-
bringen, welcher die Verpflichtung für die Abgabe von 
Treibhausgaszertifikaten für Flüge über EU-Grenzen hi-
naus für ein Jahr aussetzte. Über ihr weiteres Vorgehen 
wollte die EU im Lichte der Ergebnisse der ICAO-Konfe-
renz vom 24.9. bis 4.10.2013 in Montreal entscheiden. 
In einem legislativen Schnellverfahren, der dem jetzt 
anstehenden ähnelt, bestätigten Rat und Parlament 
den Vorschlag der EU-Kommission – gerade noch recht-
zeitig, bevor am 30.4.2013 ausländische Airlines, auch 
wenn sie in China, Indien oder den USA domiziliert sind, 
(erneut) hätten offenbaren müssen, ob sie europäisches 
Recht respektieren.

Vor der ICAO-Konferenz deutete sich an, dass es einen 
Durchbruch geben könne, da der Internationale Verband 
der Luftfahrtindustrie (IATA) sich einigte und ein globa-
les marktförmiges Emissionsbegrenzungssystem unter 
ICAO-Dach forderte – damit war die Industrie an Bord. 
Aufsehen erregte dann die Mitteilung, die der EU-Ge-
neraldirektor für Klimapolitik, Jos Delbeke, am 5.9.2013 
aus Vorverhandlungen in Montreal heraus machte: Die 
EU habe eine Kompromissposition angeboten. Diese sah 
vor, dass die EU bis 2020 ihren etablierten ETS weiter-
führt, allerdings mit der Änderung, lediglich Rechte für 
Emissionen »über dem eigenen Luftraum« einzufordern. 
Neben der Tatsache, dass bereits vor Beginn der Ver-
handlungen die eigene Verhandlungsposition offenbart 
wurde, überraschte daran, dass dieser Kompromiss den 
Erfassungsgrad der bisherigen Regelung zum Flugver-

3. Auch wenn die WTO-Regeln nicht generell für die internationale 
Luftfahrt gelten, so haben US-Völkerrechtler darauf hingewiesen, dass 
in diesem speziellen Konfliktfall die WTO sehr wohl anrufbar sei (z. B. 
Brookings Joshua Meltzer (2012): Climate Change and Trade — The EU 
Aviation Directive and the WTO, in: Journal of International Economic 
Law 15 (1), pp. 111‑156).

kehr um etwa 60  Prozent einschränkt.4 Damit würde 
zum einen der EU ETS noch weiter aus dem Gleichge-
wicht gebracht werden5, zum anderen verzichtet die 
EU auf Einkünfte aus abzugebenden Emissionsrechten 
im Flugverkehr. Doch diese »Großzügigkeit« der EU (zu 
Lasten der Umwelt) wurde, anders als erwartet, nicht 
honoriert. China, Russland, Indien und Südafrika verwei-
gerten sich, sie schwenkten nicht auf die zwischen der 
EU und – wie damit offenkundig wurde – den USA abge-
stimmte Kompromisslinie ein. Der avisierte Kompromiss 
von Montreal war damit geplatzt.

Bereits knappe zwei Wochen nach Ende der Konferenz, 
am 16.10.2013, legte die EU-Kommission einen verblüf-
fenden Änderungsantrag für ihren ETS vor, in dem das 
bei der ICAO bereits gescheiterte Kompromissangebot, 
sich auf den EU-Luftraum zu beschränken, wiederholt 
wird. Dieser Vorschlag ist aus drei Gründen ungewöhn-
lich: Erstens schlägt die Kommission damit dem Rat und 
dem Parlament vor, eine Position, die nur dann sinnvoll 
scheint, wenn die EU dafür etwas im Gegenzug erhält, 
nun einseitig, ohne ein Entgegenkommen der Verhand-
lungspartner zu erwarten, umzusetzen. Zudem klam-
mert sie sich damit an eine Position, von der nicht klar 
ist, ob die USA als Urheber weiterhin zu ihrer informellen 
Absprache mit der EU stehen werden. Zweitens gibt es 
zwei Optionen, den »eigenen Luftraum« zu definieren: 
kleinräumig, mit Geltung lediglich der Zwölf-Seemeilen-
Zone6, oder großräumig, unter Einbeziehung der Aus-
schließlichen Wirtschaftszone (AWZ), die sich auf 200 
Seemeilen ab Küstenrand erstreckt. Der Antrag der EU-
Kommission schlägt in erstaunlicher Selbstlosigkeit die 
Zwölf-Seemeilen-Zone und damit die kleinstmögliche, 
für die EU ungünstigste Option vor. Und drittens ver-
zichtet der Vorschlag auf die bisherige Regelung, dass 
die ursprüngliche Gesetzgebung mit voller Extension 
in 2017 automatisch wieder in Kraft tritt. Damit wird 
den ICAO-Mitgliedern signalisiert, dass die EU, wenn es 
bei ihrer nächsten ICAO-Generalversammlung im Jah-

4.	So die Aussage der Kommission an den Europäischen Rat in: Infor-
mation Note on the latest developments at ICAO and the EU Emissions 
Trading System (ETS) for Aviation 17140/13, 3.12.2013, Annex p. 3. Im 
Impact Assessment ist eine Reduktion auf 40 Prozent ausgewiesen (swd 
2013 430, p. 69).

5.	Es geht um einen Nachfrageentzug von knapp 500 Mio. t bis zum 
Jahre 2020.

6.	Nach dem UN-Seerechtsübereinkommen haben Küstenstaaten das 
Recht, ihre Hoheitsgewässer auf bis zu zwölf Seemeilen auszudehnen. 
Klimarechtlich sind sie auch für allfällige Emissionen aus einer Wirt-
schaftstätigkeit in der 200-Seemeilen-Zone, z. B. aus Öl- und Gasförde-
rung, zuständig. 

Die 38. Vollversammlung der ICAO – hastige Bewe-
gung im Vorfeld und (Nicht-)Ergebnis im Plenum
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re 2016 nicht zu einem globalen Abkommen (mit hin-
reichender Ambition) mit Wirkung ab dem Jahre 2020 
kommt, erst ihre schwerfällige Prüf- und Gesetzesma-
schinerie in Gang setzen muss. Und selbst wenn es vor 
2020 zu einem gültigen Beschluß kommen sollte, kann 
die Wirkung einer neuen EU-Gesetzgebung für die Rest-
zeit bis 2020 nur so marginal sein, dass kein EU-Gremi-
um sich darauf einlassen wird. 

Alle drei Entscheidungen in diesem Gesetzgebungsvor-
schlag der EU-Kommission erscheinen für eine Institu-
tion, die Europas Position und Interessen vertritt, nicht 
naheliegend.

Was für die EU zur Entscheidung ansteht – 
terminlich und inhaltlich

Der Vorschlag der EU-Kommission ist an Rat und Par-
lament überwiesen und wird im Mitentscheidungs-
verfahren behandelt. Dieses Verfahren zeichnet sich 
strukturell dadurch aus, dass die Vertreter des Status 
quo gegenüber den Reformern (der geltenden Geset-
zeslage) am längeren Hebel sitzen. Das führt in diesem 
Fall zu einer ungewöhnlichen, aber vielversprechenden 
Konstellation.

Die anstehende Entscheidung muss aufgrund zwei na-
hender Ereignisse auf EU-Ebene im Eilverfahren gefällt 
werden. Zum einen endet Mitte April 2014 die Legisla-
tur des Europäischen Parlaments, zum anderen legt die 
weiterhin bestehende Gesetzgebung (die, nach Ablauf 
der einjährigen Pause, nun wieder in Kraft getreten ist) 
fest, dass die betroffenen Luftverkehrsunternehmen von 
Drittstaaten zum 30.4.2014 Berichte über ihre Emissio-
nen im Vorjahr abzugeben haben. Zu diesem Zeitpunkt 
wird sich zeigen, welche nichteuropäischen Airlines 
nicht bereit sind, ihren Pflichten unter EU-Recht nach-
zukommen, womit eventuell ein erneuter »Casus Belli« 
geschaffen wird. 

Im Europäischen Rat liegen die Positionen von Deutsch-
land, Frankreich und Großbritannien bereits vor: Sie 
wollen den Erfassungsgrad ganz auf Intra-EU-Flüge be-
grenzen und damit den »internationalen Luftverkehr« 
im eigentlichen Sinne nicht mehr adressiert sehen. An-
ders als die EU-Kommission wollen sie dies aber zeit-
lich begrenzt für die Jahre 2014 bis 2016 regeln. Diese 
Position ist insofern nachvollziehbar, als die ICAO ledig-

lich zugesagt hat, ein globales marktförmiges System 
für eine Deckelung der Emissionen des internationalen 
Flugverkehrs bis 2016 zu »entwerfen« – ob das System, 
das gegebenenfalls in einem absehbar mühsamen Kom-
promiss aus der Taufe gehoben werden wird, ein ernst-
liches Niveau der Emissionsminderung enthalten und ob 
es ab 2020 in Kraft treten wird, steht in den Sternen. 
Vor diesem Hintergrund würde sich die EU lebensfremd 
verhalten, wenn sie lediglich darauf vertraute, dass die 
ICAO zu angemessenen Ergebnissen in angekündig-
ter Zeit käme, und wenn sie bis 2020, gegebenenfalls 
noch länger auf ihre Ansprüche verzichtete. Anderer-
seits: Keine Angst zu haben, wenn die »Großen Drei«, 
USA, China und Russland, ohne Rücksicht auf das Recht 
auftreten und Forderungen stellen, wäre ebenfalls 
lebensfremd.

Auch im Europäischen Parlament ist der Fahrplan für 
die anstehenden Entscheidungen eng programmiert. 
Federführend ist der Umweltausschuss ENVI, der am 
30.1.2014 abschließend entscheidet; mitberatend sind 
der Ausschuss für Industrie, Forschung und Energie 
(ITRE) und der Ausschuss für Verkehr (TRAN). Die Voten 
sämtlicher Berichterstatter liegen vor, der resultierende 
Kompromiss im Kräfteparallelogramm ist somit in seinen 
Grundzügen absehbar. Am 2. Februar wird im Plenum 
des Europäischen Parlaments abgestimmt, anschließend 
geht es hinter verschlossenen Türen in den Trialog zwi-
schen Europäischer Kommission, dem Europäischen 
Parlament und dem Rat der Europäischen Union. Her-
auskommen wird voraussichtlich ein Kleinbeigeben der 
Europäer, wie es sich zunächst auch im Ausspähkonflikt 
mit den USA abzeichnete. Eine Änderung der unterwür-
figen Haltung ist nur noch zu erwarten, wenn auch in 
diesem Fall ein Skandal wie das abgehörte Handy der 
Kanzlerin gefunden wird. 

Entscheidend und strittig sind folglich nur noch zwei 
Punkte im Detail: (1) das Ausmaß der räumlichen Exten-
sion (bzw. deren Rücknahme) und (2) der Automatismus 
für die Wiedereinsetzung der Status-quo-Gesetzgebung 
per 1.1.2017. ENVI und die EU-Kommission sind für eine 
unbefristete Einschränkung auf den EU-eigenen Luft-
raum; ITRE und TRAN wollen die Befristung entsprechend 
der Position der drei Haupt-EU-Mitgliedstaaten – 
sie sind davon überzeugt, dass der Druck aufrechterhal-
ten bleiben muss und nehmen dafür ein erneutes legis-
latives Schnellverfahren im Herbst 2016 / Frühjahr 2017 
in Kauf. 
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Der Konflikt scheint verfahren, und mit etwas Abstand 
gibt es aus geopolitischer Perspektive konsequenterwei-
se lediglich zwei Positionen: 

	Entweder gibt die EU auf ganzer Linie klein bei, un-
terwirft sich China, Russland, Indien etc. und beschränkt 
sich auf die Erfassung des EU-internen Luftverkehrs. 

	Oder sie erkennt, dass sie den Konflikt mit den übri-
gen Staaten begonnen, wenn nicht provoziert hat und 
nun auch durchkämpfen muss. Das heißt, sie müsste ihre 
Ausgangsposition, den internationalen Flugverkehr mit 
einzubeziehen, verteidigen.

Dies so grundsätzlich zu sehen, ist jedoch keine der in 
Brüssel involvierten Parteien bereit, obwohl Grundsätzli-
ches auf dem Spiel steht: Es geht um den globalen (Mit-)
Gestaltungsanspruch der EU am Beispiel ihres Flagg-
schiffprojekts »Klimapolitik«, einer Politik zum Schutz ei-
nes globalen Gemeinguts. Die EU aber scheint auf dem 
Weg zu sein, sich mit dem Status einer Provinzmacht 
abfinden zu wollen.
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